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RÜCKBLENDE 
DIW WOCHENBERICHT VOR 70 JAHREN

Die neuere Entwicklung der Elektrizitätswirtschaft  
in der sowjetischen Besatzungszone

Die fünf Energiebezirke, welche die Gebietsversorgung 
der ehemaligen Länder Mecklenburg, Brandenburg, 
Sachsen- Anhalt, Sachsen und Thüringen durchgeführt 
haben1), sind seit 1952 verschwunden. Ostberlin wird nach 
wie vor von der Ost-Bewag, die noch immer in der Rechts-
form der Aktiengesellschaft betrieben wird, mit Strom 
beliefert. An die Stelle der Energiebezirke, mit denen die 
unheilvolle Zersplitterung der Stromversorgung in etwa 
2000 Energieversorgungsunternehmen2) ihr Ende zu neh-
men schien, sind eine Vielzahl von selbständig bilan-
zierenden Einheiten: Volkseigener Betrieb (VEB) Kraft-
werk, VEB Verbundnetz, VEB Energieverteilung usw. im 
 Rahmen der zentralen Verwaltung getreten. Ende 1952 
wurden die Reste der kommunalen Energieversorgungs-
betriebe, die im Rahmen der kommunal-wirtschaftlichen 
Unternehmungen bis dahin noch bestanden hatten, eben-
falls in zentrale Verwaltung überführt. Dasselbe gilt mit 
regionalen Unterschieden im wesentlichen für Genossen-
schaften und Lichtgemeinschaften.

1) Vgl. „Die Elektrizitätswirtschaft in der sowjetischen 
Besatzungszone“, Wochenbericht des DIW Nr. 49 vom 
7. Dezember 1951.

2) Vgl. Energiewirtschafts-VO vom 22. Juni 1949, Vor-
spruch, ZYOB1. 1949, S. 472/3.

Aus dem Wochenbericht Nr. 8 vom 19. Februar 1954

© DIW Berlin 1954
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Große Volkswirtschaften konnten mit wenig Aufwand einen großen Sanktionsdruck ausüben
Verluste durch Sanktionen gegen Russland im Jahr 2014 in ausgesuchten Ländern und für Russland in Prozent¹
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Audio-Interview mit Sonali Chowdhry (Englisch) 
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ZITAT

„Eine Beteiligung von wirtschaftlich starken Schwellenländern wie China, Vietnam und 

Brasilien an der Sanktionskoalition könnte den wirtschaftlichen Druck auf Russland 

erheblich verstärken. Auch wenn das politisch schwierig sein mag, sollten Anstrengungen 

zu Vereinbarungen mit diesen Ländern unternommen werden.“ 

— Sonali Chowdhry —

AUF EINEN BLICK

Sanktionskoalitionen erhöhen Kosten 
für Russland, aber Last der Mitgliedsländer sollte 
verteilt werden
Von Sonali Chowdhry, Julian Hinz, Joschka Wanner und Katrin Kamin

• Multilaterale Zusammenarbeit verstärkte Wirkung der Sanktionen, die 2014 nach Annexion der 
Krim gegen Russland verhängt wurden

• EU war ein zentraler Akteur in der Sanktionskoalition, auf deren Sanktionen 78 Prozent des 
gesamten Wohlfahrtsverlustes Russlands entfielen

• Baltische Volkswirtschaften waren durch Sanktionen wirtschaftlich überproportional hoch belastet

• Anpassungsfonds und andere Maßnahmen zur Lastenteilung könnten diese Asymmetrien 
verringern und so Stabilität der Sanktionskoalitionen erhöhen

• Koordiniertes Vorgehen mit Schwellenländern würde Umgehung der Sanktionen erschweren 
und die Kosten für Russland weiter erhöhen

http://www.diw.de/mediathek
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ABSTRACT

Zunehmend setzen Staaten auf Allianzen oder Koalitionen, 

um gemeinsam Sanktionen gegen ein Drittland zu verhängen. 

Die Auswirkungen einer solchen Koordination sind jedoch 

unklar. Dieser Wochen bericht analysiert die Sanktionswelle 

gegen Russland im Jahr 2014 anhand von 400 000 Simulatio-

nen mit einem quantitativen Handelsmodell. Die Analyse zeigt, 

dass die multilaterale Zusammenarbeit bei den Sanktionen 

sowohl die Wohlfahrtsverluste im Inland verringert als auch 

die Wohlfahrtsverluste für Russland verstärkt hat. Innerhalb 

der Koalition bestehen jedoch erhebliche Ungleichheiten: 

In den baltischen Staaten verursachen die Russland-Sanktio-

nen die höchsten wirtschaftlichen Kosten. Diese können aber 

durch eine Lastenteilung gemildert werden. Es zeigt sich auch, 

dass eine hypothetische Zusammenarbeit mit aufstrebenden 

Volkswirtschaften wie China die Wirkung von Sanktionen 

gegen Russland erheblich steigern kann.

Der Einsatz von Sanktionen, um geopolitische Ziele zu ver-
folgen, hat seit den 1970er Jahren rapide zugenommen, 
am stärksten jedoch im vergangenen Jahrzehnt. Sanktio-
nen als eine Form der wirtschaftlichen Staatskunst wer-
den oft als strategischer Ersatz für militärische Interven-
tionen und damit als eine Form des „Krieges mit anderen 
Mitteln“ angesehen.1 Die wirtschaftlichen Kosten und der 
Sanktionsdruck – und damit die geopolitischen Einfluss-
möglichkeiten – hängen jedoch von den globalen Handels-
netzen ab. Dieser Wochenbericht beleuchtet diese Faktoren 
und unterstreicht die entscheidende Rolle von Koalitionen, 
das heißt von Länderbündnissen, die gemeinsam Sanktio-
nen umsetzen.2

Dieser Wochenbericht fällt auch mit dem zweiten Jahrestag 
des Beginns der russischen Invasion in der Ukraine und 
mit einer zunehmenden Sanktionsmüdigkeit in Deutsch-
land zusammen. Obwohl die Europäische Union (EU) im 
Dezember 2023 ihr zwölftes Sanktionspaket in Kraft setzte, 
wächst die Skepsis über die Wirksamkeit dieser Maßnah-
men.3 In der öffentlichen Diskussion konzentriert sich diese 
Skepsis auf die Befürchtung, dass Sanktionen den Ländern, 
die sie verhängen, mehr schaden als dem Zielland; so werde 
Deutschland durch diese Sanktionen mehr geschädigt als 
Russland. Diese Studie untersucht solche Behauptungen 
und bewertet insbesondere die Verteilung der wirtschaftli-
chen Kosten von Sanktionen gegen Russland, die 2014 nach 
der Besetzung der Krim verhängt wurden.

Darüber hinaus analysiert der Bericht die breitere Debatte 
über die wirtschaftliche Widerstandsfähigkeit Deutschlands 
und der EU inmitten zunehmender geopolitischer Span-
nungen. Die Ergebnisse unterstreichen, wie entscheidend 
robuste Koalitionen nicht nur innerhalb der EU, sondern 

1 Robert Blackwill und Jennifer M. Harris (2016): War by Other Means: Geoeconomics and 

 Statecraft. Harvard University Press.

2 Eine ausführliche Diskussion der Ergebnisse findet sich in der jüngsten Veröffentlichung der 

Autor*innen: Sonali Chowdhry et al. (im Erscheinen): Brothers in arms: The value of coalitions in 

sanctions regimes. Economic Policy: Special Issue on Geoeconomics sowie DIW Discussion Paper 

Nr. 2021 (online verfügbar, abgerufen am 31. Januar 2024. Dies gilt auch für alle anderen Online-

quellen, sofern nicht anders angegeben).

3 Maria Demertzis (2023): The limits of the effectiveness of EU sanctions against Russia. Bruegel 

Blog (online verfügbar).

Sanktionskoalitionen erhöhen Kosten 
für Russland, aber Last der Mitgliedsländer 
sollte verteilt werden
Von Sonali Chowdhry, Julian Hinz, Joschka Wanner und Katrin Kamin
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auch mit westlichen Verbündeten als strategische Antwort 
auf diese Herausforderungen sind.

Diese Studie konzentriert sich auf die 2014 gegen Russland 
verhängten Sanktionen, da in diesem Jahr mehrere Länder 
restriktive Maßnahmen ergriffen haben, die zu diesem Zeit-
punkt in ihrem Ausmaß beispiellos waren.4 Darüber hinaus 
ermöglicht die Konzentration auf diese Episode, auf Daten 
aus mehreren Jahren zurückzugreifen, um die wirtschaftli-
chen Auswirkungen der Sanktionen zu bewerten (Kasten). 
Viele der Ergebnisse sind auch relevant für die Sanktions-
wellen gegen Russland, die als Reaktion auf die Invasion 
in die Ukraine ab dem 24. Februar 2022 verhängt wurden.

Sanktionen gegen Russland haben 2014 ihr 
Potenzial nicht voll ausgeschöpft

Zu Beginn wird der gesamte Wohlfahrtsverlust Russlands 
(gemessen an der Entwicklung des realen inländischen Kon-
sums) aufgrund der Sanktionen, die 2014 nach der Beset-
zung der Krim verhängt wurden, untersucht. Dies dient 
als Referenzszenario. In diesem Szenario sinkt, verglichen 
mit einer hypothetischen Situation ohne Sanktionen, die 
Gesamtwohlfahrt beziehungsweise der inflationsbereinigte 
Inlandsverbrauch Russlands um 1,44 Prozent. Um das voll-
ständige Potenzial von Sanktionen gegen Russland zu unter-
suchen, wird dieses Referenzszenario mit den Ergebnissen 
von drei weiteren Szenarien verglichen, die jeweils entwe-
der eine Verschärfung der Sanktionsmaßnahmen mit der 
bestehenden Koalition (vertikales Potenzial) oder eine Aus-
weitung der Koalition (horizontales Potenzial) beinhalten.

Zunächst wird ein Szenario simuliert, in dem die Koalition 
im Jahr 2014 ein vollständiges Handelsembargo gegen Russ-
land verhängt. Dies stellt das vertikale Potenzial des Sankti-
onsregimes dar. Die Ergebnisse der Simulation sind signifi-
kant: Bei einem vollständigen Embargo könnte sich der Wohl-
fahrtsverlust Russlands im Vergleich zum Referenzszenario 

4 Zu den Ländern gehörten die Ukraine, alle 27 EU-Mitgliedstaaten, Norwegen, das Vereinigte 

Königreich, die USA, Kanada, Georgien, Albanien, Montenegro, Australien, Neuseeland und Japan.

Kasten

Daten und Methode

Methodisch besteht der erste Schritt darin, die durch die 

Russland-Sanktionen von 2014 verursachte Veränderung der 

Handelskosten mithilfe eines strukturellen Gravitationsmo-

dells zu schätzen – ein Standardansatz in der internationalen 

Wirtschaft. Diese Kosten sind bilateral (das heißt spezifisch für 

Exporteure und Importeure), variieren zwischen den Sektoren 

und erfassen die Hindernisse für die Handelsströme.

Dazu werden Daten zu den bilateralen Handelsströmen 

zwischen 2000 und 2019 aus verschiedenen Standardquel-

len verwendet, die den Gütersektor (Base pour l'Analyse du 

Commerce International BACI), den Dienstleistungssektor 

(OECD-WTO Balanced Trade in Services), Öl (Oil Information 

Statistics der Internationalen Energieagentur IEA) und Erdgas 

(IEA Natural Gas Information Statistics) abdecken.

Diese Daten werden dann genutzt, um die Auswirkungen 

von Änderungen der Handelskosten auf die Handelsströme 

mithilfe eines quantitativen Handelsmodells zu ermitteln. 

Bei diesem Modell handelt es sich um eine mathematische 

Darstellung der Weltwirtschaft, die umfangreiche Input-Out-

put-Verknüpfungen zwischen Ländern und Sektoren enthält 

und somit eine Welt mit globalen Wertschöpfungsketten wi-

derspiegelt.1 Das Modell wird mit zusätzlichen Daten aus 65 

Sektoren und 140 Volkswirtschaften angereichert, die aus dem 

Global Trade Analysis Project (GTAP) stammen.2 Anhand von 

Simulationen mit diesem Modell können die Auswirkungen 

von sanktionsbedingten Änderungen der Handelskosten auf 

die Handelsströme und die Gesamtwohlfahrt (definiert als 

inländischer realer Konsum) in Russland sowie für die sanktio-

nierenden Staaten und Drittländer berechnet werden.

Um die Robustheit der Ergebnisse zu gewährleisten, wird eine 

Methode angewandt, die als Bayesianisches Bootstrap-Ver-

fahren bekannt ist. Dabei wird wiederholt vor jeder Simulation 

eine neue Stichprobe aus den Daten gezogen. Auf diese Weise 

wird eine Verteilung der Kosten aus den Sanktionen erstellt, 

die es ermöglicht, die Bandbreite möglicher Ergebnisse unter 

verschiedenen hypothetischen Szenarien zu verstehen. Mit 

diesem Ansatz werden mehr als 400 000 Simulationen für 

verschiedene Szenarien von Russland-Sanktionen berechnet.

1 Lorenzo Caliendo und Fernando Parro (2015): Estimates of the Trade and Welfare Effects 

of NAFTA. The Review of Economic Studies 82 (1), 1–44.

2 Angel Aguiar et al. (2019): The GTAP Data Base: Version 10. Journal of Global Economic 

Analysis 4 (1), 1–27.

Tabelle

Wohlfahrtsverluste für Russland in unterschiedlichen Szenarien
Veränderung des realen inländischen Konsums in Prozent

Koalition von 2014 Hypothetische globale Koalition

Sanktionen von 2014 –1,44 –2,49

Hypothetisches komplettes Handels embargo –8,81 –15,24

Anmerkung: Wohlfahrtsverluste sind definiert als Rückgang des realen inländischen Konsums. Diese werden für Russland 
in vier Szenarien berechnet: (i) Die Zusammensetzung der Koalition und die Sanktionen entsprechen denen des Jahres 
2014 (Status quo); (ii) die Sanktionen bleiben dieselben, die Koalition ist aber auf eine globale Allianz ausgeweitet (horizon-
tales Sanktionspotenzial); (iii) die Koalition bleibt dieselbe, die Sanktionen werden aber auf ein vollständiges Handels-
embargo ausgeweitet (vertikales Sanktionspotenzial); (iv) die Koalition wird auf eine globale Allianz ausgedehnt und die 
Sanktionen auf ein vollständiges Embargo ausgeweitet (Autarkie-Szenario).

Quelle: Eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2024
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mehr als versechsfachen (Tabelle). Dieser bemerkenswerte 
Unterschied ist auf mehrere Faktoren zurückzuführen. So 
war der russische Erdgassektor im Jahr 2014 weitgehend 
von direkten Sanktionen ausgenommen, und die Ölsank-
tionen zielten speziell auf künftige Produktionskapazitä-
ten und nicht auf bestehende Projekte ab. Außerdem wur-
den in bestimmten Sektoren Ausnahmen aus humanitären 
Gründen gewährt. Zusammen haben diese Faktoren dazu 
beigetragen, dass das vertikale Potenzial der Sanktionen 

nur in geringem Maße ausgeschöpft wurde. Es ist jedoch 
davon auszugehen, dass die aktuellen Sanktionen gegen 
Russland im Jahr 2024 das vertikale Potenzial besser aus-
reizen, da strengere Maßnahmen wie der Ausschluss vom 
SWIFT-Zahlungssystem und Beschränkungen des Öl- und 
Gashandels verhängt wurden.

Um das horizontale Potenzial der Sanktionen zu bewer-
ten, wird ein Szenario simuliert, bei dem die Sanktionen 

Abbildung 1

Wohlfahrtsverlust in verschiedenen Ländern als Folge der Russland-Sanktionen 2014
Veränderung des realen inländischen Konsums in Prozent

       













































































Anmerkung: Die vertikalen Linien rechts und links der Punkte stellen ein 95-Prozent-Konfidenzintervall dar. Diese wurden anhand von 1 000 Bootstrap-Replikationen der Simulationen ermittelt.

Quelle: Eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2024

Insbesondere kleinere Volkswirtschaften wie die baltischen Länder, die Ukraine und Georgien wurden von den Sanktionen gegen Russland stark belastet.
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aus dem Jahr 2014 durch eine hypothetische globale Koali-
tion durchgesetzt werden. Dies erhöht den Wohlfahrtsver-
lust Russlands um zusätzliche 1,05 Prozentpunkte im Ver-
gleich zum  Referenzszenario. Dies deutet darauf hin, dass 
die tatsächliche Koalition des Jahres 2014 trotz ihrer begrenz-
ten Größe mehr als die Hälfte der Sanktionskraft einer hypo-
thetischen globalen Koalition mit gleichen Maßnahmen 
erreichte.

Das letzte Szenario nimmt den Fall der Autarkie an, das das 
strengste Sanktionsregime gegen Russland darstellt. In die-
sem Fall würde eine globale Koalition ein vollständiges Han-
delsembargo gegen Russland verhängen. In diesem Szena-
rio könnte der Wohlfahrtsverlust für Russland auf 15,24 Pro-
zent steigen, was die Obergrenze der Sanktionskraft darstellt.

Zusammenarbeit senkte die inländischen Kosten 
und erhöhte die Kosten für Russland

Im nächsten Schritt wird bewertet, welchen Beitrag einzelne 
Koalitionsmitglieder des Jahres 2014 zur Aufrechterhaltung 
des Sanktionsregimes gegen Russland geleistet haben. Diese 
Bewertung stützt sich auf zwei Faktoren: den Wohlfahrts-
verlust, den jedes Mitglied im eigenen Land erlitt, und den 
Wohlfahrtsverlust, den jedes Mitglied Russland auferlegte. 
Anschließend wird der Wert koordinierter Sanktionen ermit-
telt, indem die Beiträge der Mitglieder in zwei verschiede-
nen Szenarien gegenübergestellt werden: In einem Szenario 
werden die Sanktionen unilateral verhängt, in einem ande-
ren multilateral (Koalitionen).

Die erste wichtige Erkenntnis aus diesen Simulationen ist, 
dass Koalitionen die inländischen Kosten der Sanktionen 
senken. Die (teilweisen) Sanktionen gegen Russland 2014 
erhöhten die Handelskosten der Koalitionsmitglieder sowohl 
für die Agrar- und Ernährungsindustrie als auch für das ver-
arbeitende Gewerbe. Werden die Sanktionen jedoch multi-
lateral statt unilateral umgesetzt, verringert sich der durch-
schnittliche inländische Wohlfahrtsverlust der Koalitions-
mitglieder um 4,5 Prozent.

Die zweite wichtige Erkenntnis unterstreicht die ver-
stärkte Wirkung kooperativer Sanktionen. Wenn Sanktio-
nen gemeinsam verhängt werden, erhöht sich der Wohl-
fahrtsverlust Russlands um etwa zwölf Prozent. Dies ist in 
erster Linie auf die geringeren Möglichkeiten zur Handels-
umleitung und Umgehung der Sanktionen zurückzufüh-
ren. In diesem Zusammenhang sticht die EU als zentraler 
Akteur innerhalb der Koalition hervor, auf deren Sanktio-
nen 78 Prozent des gesamten Wohlfahrtsverlustes für Russ-
land entfallen.

Osteuropäische Volkswirtschaften belasteten die 
Sanktionen 2014 stark

Die Simulationen zu den Beiträgen der Mitglieder lassen 
auch bemerkenswerte Asymmetrien innerhalb der Koali-
tion gegen Russland erkennen. Vor allem kleinere Volks-
wirtschaften wie Litauen, Estland, die Ukraine, Lettland und 

Georgien wurden bei der Umsetzung der Sanktionen unver-
hältnismäßig stark belastet (Abbildung 1). Diese Länder, 
die  geografisch nah zu Russland liegen, historische Ver-
bindungen sowie auch einen bedeutenden Anteil an rus-
sischsprachiger Bevölkerung haben, sahen sich höheren 
Wohlfahrts kosten bei der Verhängung dieser Sanktionen 
gegenüber. Dies weist auf eine entscheidende geografische 
und sozio kulturelle  Dimension bei der Verteilung der Sank-
tionslast hin.

Auch die Fähigkeit, Russland Wohlfahrtsverluste zuzufü-
gen, war bei den Koalitionsmitgliedern sehr unterschied-
lich (Abbildung 2). Nach dem Bruttoinlandsprodukt größere 
Volkswirtschaften wie Deutschland, die USA, die Nieder-
lande, Polen und Italien übten den größten Sanktionsdruck 
auf Russland aus. Vergleicht man das Verhältnis zwischen 
den im eigenen Land getragenen Wohlfahrtskosten und dem 
Wohlfahrtsverlust, der dem Zielland zugefügt wird, so erwie-
sen sich die USA als das effektivste Koalitionsmitglied, dicht 
gefolgt von Japan und Deutschland. Mitglieder wie Estland 
und Lettland lagen am anderen Ende des Spektrums. Diese 
Länder hatten relativ hohe Kosten für die Verhängung von 
Sanktionen, die sich nur in geringen Wohlfahrtsverlusten 
für Russland niederschlugen.

Insgesamt veranschaulichen diese Simulationen eine kom-
plexe Landschaft der Sanktionsdurchsetzung innerhalb der 
Koalition, die durch eine ungleiche Verteilung der Kosten 
und einen unterschiedlichen Grad an Wirksamkeit gekenn-
zeichnet ist.

Lastenteilung durch Umverteilung kann 
Wohlfahrtsverlust durch Sanktionen ausgleichen

In vorherigen Simulationen wurde festgestellt, dass Sank-
tionen zu ungleichen Wohlfahrtskosten für die Koalitions-
mitglieder führen. Daher konzentriert sich das nächste Sze-
nario auf das Potenzial für eine Lastenteilung innerhalb 
der Koalition. Aufgrund der zunehmenden Häufigkeit und 
Härte von Sanktionen sind Forderungen nach einer Lasten-
teilung nicht neu: Länder haben diese Empfehlung bereits 
früher an die Vereinten Nationen gerichtet. Eine Lastentei-
lung könnte nicht nur die nachteiligen Auswirkungen von 
Sanktionen auf die durchführenden Länder abmildern, son-
dern auch die Stabilität von Sanktionskoalitionen erhöhen 
und die Beteiligung weiterer Länder fördern.

In diesem Wochenbericht wird ein Anpassungsfonds als 
mögliches Instrument untersucht. Bei diesem werden 
Finanztransfers zwischen Koalitionsmitgliedern durchge-
führt, so dass alle Länder gleiche Wohlfahrtsverluste durch 
die Umsetzung von Sanktionen erfahren.

Die Simulationen zeigen, dass durch diesen Mechanismus 
mehrere Länder Transfers erhalten würden, um ihre höhe-
ren relativen Kosten aufgrund der Russland-Sanktionen 
auszugleichen. Gemessen am realen Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) würden die baltischen Länder wie Litauen (0,65 Pro-
zent), Estland (0,38 Prozent) und Lettland (0,31 Prozent) 
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in Höhe von rund 4,9 Milliarden US-Dollar erforderlich 
gewesen. Ein solcher Fonds könnte erheblich zur langfris-
tigen Widerstandsfähigkeit von Sanktionskoalitionen beitra-
gen, indem er die wirtschaftlichen Ungleichgewichte zwi-
schen den Mitgliedstaaten verringert. Mit Blick auf das Jahr 
2024 könnte die Einführung eines Lastenteilungsmechanis-
mus Anreize für die Länder schaffen, die Sanktionen gegen 
Russland weiterhin zu unterstützen.

zu den Hauptempfängern gehören. Umgekehrt würden 
größere Volkswirtschaften wie die USA, Japan, das Verei-
nigte  Königreich und Kanada, die weniger von den Sank-
tionen betroffen sind, die Hauptbeitragszahler zu diesem 
Fonds sein.

Zum Ausgleich der inländischen Wohlfahrtsverluste auf-
grund der verhängten Sanktionen wäre ein Anpassungsfonds 

Abbildung 2

Russland zugefügter Wohlfahrtsverlust nach sanktionierenden Ländern
Veränderung des realen inländischen Konsums Russlands in Prozent

     















































































Anmerkung: Die vertikalen Linien rechts und links der Punkte stellen ein 95-Prozent-Konfidenzintervall dar. Diese wurden anhand von 1 000 Bootstrap-Replikationen der Simulationen ermittelt.

Quelle: Eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2024

Deutschland, die USA, die Niederlande, Polen und Italien übten 2014 den größten Sanktionsdruck auf Russland aus.
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Schwellenländer sind entscheidend, um 
Sanktionsdruck zu erhöhen

Wie gezeigt, erhöhen Sanktionskoalitionen die Wohlfahrts-
verluste für Russland. Diese Verluste variieren jedoch in 
Abhängigkeit von den einzelnen Ländern innerhalb der Koa-
lition. In einem letzten Schritt wird daher untersucht, wie 
weitere (sogenannte neutrale) Staaten die Sanktionskraft 
noch verstärken. Dazu wird eine Reihe von kontrafaktischen 
Szenarien erstellt, in denen die Koalition schrittweise um 
ein weiteres Land erweitert wird, das 2014 keine Sanktio-
nen gegen Russland verhängt hat. Daraus wird eine Prio-
ritätenliste von Ländern erstellt, die als potenzielle Kandi-
daten für eine gestärkte Koalition gegen Russland in Frage 
kommen, falls sich die derzeitige Koalition für eine Verschär-
fung ihrer Maßnahmen entscheidet.

Dabei zeigt sich, dass China, Vietnam, Weißrussland, die 
Türkei, Brasilien und Südkorea die größten potenziellen 
Koalitionspartner sind, um den Wohlfahrtsverlust für Russ-
land zu erhöhen (Abbildung 3).5 Koordinierte Sanktionen 

5 Neben diesen Ländern dürften auch die Schweiz, Indien und Israel durch ihre Beteiligung an 

der Koalition erhebliche Wohlfahrtsverluste für Russland verursachen.

mit diesen Ländern würden es Russland erheblich erschwe-
ren, die Sanktionen zu umgehen, und würden das Abschre-
ckungspotenzial des Sanktionsregimes erhöhen. Anders 
interpretiert weisen diese Ergebnisse auch auf die implizi-
ten Kosten der Nicht-Kooperation dieser Länder im Rahmen 
des Russland-Sanktionsregimes 2014 hin.

Die Rolle Chinas ist besonders entscheidend. Simulationen 
zeigen, dass die Beteiligung Chinas an den Sanktionen den 
Wohlfahrtsverlust Russlands um etwa 22 Prozent erhöhen 
könnte, während China selbst einen vernachlässigbaren 
Wohlfahrtsverlust erleiden würde (–0,02 Prozent). Darüber 
hinaus scheint die Beteiligung Chinas die Wohlfahrtsverluste 
der anderen Koalitionsmitglieder leicht zu verringern. Dies 
bedeutet, dass der Beitritt Chinas zur Koalition deren Sank-
tionskraft gegenüber Russland drastisch erhöhen könnte.

Zwar könnte China einen erheblichen Einfluss haben, doch 
es ist politisch unwahrscheinlich, dass sich China einer Koa-
lition gegen Russland anschließen wird. Angesichts dessen 
müssen die Koalitionsmitglieder alternative Wege finden, 
sich strategisch mit China und anderen Schwellenländern 
zu arrangieren, um Russlands Möglichkeiten, die Sankti-
onen zu umgehen, zu begrenzen. Ein wichtiger Schritt in 

Abbildung 3

Hypothetische Koalitionspartner und deren Beitrag zur Sanktionskraft gegen Russland
In Prozentpunkten

    

Anmerkung: Die Karte zeigt den zusätzlichen Wohlfahrtsverlust, den Russland durch jedes neue Land entsteht, das der Sanktionskoalition aus dem Jahr 2014 beitritt. Länder, die bereits Sanktionen gegen Russland verhängen, sind 
dunkelgrau dargestellt, während die hellgrauen Länder diejenigen sind, deren Mitgliedschaft in der Koalition den russischen Wohlfahrtsverlust geringfügig verringert.

Quelle: Eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2024

Wäre China der Sanktionskoalition beigetreten, hätte sich Russlands Wohlfahrtsverlust um etwa 22 Prozent erhöhen können.
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diese Richtung ist schon gemacht worden, indem die EU 
den Posten eines neuen internationalen Sondergesandten 
im Jahr 2022 eingerichtet hat. Dieser soll hochrangige Dia-
loge mit Drittländern über die Durchsetzung von Sanktio-
nen erleichtern.

Fazit: Engere Koordinierung und striktere 
Durchsetzung erforderlich

Dieser Bericht unterstreicht den Wert der multilateralen 
Zusammenarbeit bei der Verhängung von Sanktionen. Sie 
können die Wohlfahrtsverluste der sanktionierenden Staaten 
senken und die Wohlstandsverluste des sanktionierten Staa-
tes erhöhen. Dennoch gibt es eine bemerkenswerte Möglich-
keit für eine engere Koordinierung: So werden beispielsweise 
weniger als 50 Prozent der von den USA oder der EU gegen 
Russland sanktionierten Produkte von beiden gemeinsam 
eingeschränkt.6 Eine größere Überschneidung bei den sank-
tionierten Produkten kann daher Russlands Möglichkeiten, 
diese Maßnahmen zu umgehen, erheblich einschränken.

6 Ricardo Hausmann et al. (2022): On the design of effective sanctions: The case of bans on 

 exports to Russia. CID Faculty Working Paper No. 417 (online verfügbar).

Ein weiterer kritischer Aspekt der Sanktionen aus dem Jahr 
2014 war die ungleiche wirtschaftliche Belastung der osteu-
ropäischen Länder. Dies kann erhebliche politische Auswir-
kungen auf die EU und ihre Fähigkeit haben, eine einheitli-
che Front gegen Russland aufrechtzuerhalten. Da die Aggres-
sion Russlands gegenüber der Ukraine mittel- bis langfristig 
anhalten dürfte, muss die EU aktiver einen strukturierten 
Dialog über potenzielle Lastenteilungsmechanismen füh-
ren. Dies wird dazu beitragen, die Solidarität angesichts 
der neuen geopolitischen Herausforderungen zu stärken.

Schließlich zeigen die Ergebnisse, dass die Zusammenarbeit 
mit Schwellenländern wie China, Brasilien und Vietnam den 
wirtschaftlichen Druck auf Russland erhöhen kann, indem 
sie die Möglichkeiten zur Umgehung von Sanktionen verrin-
gert. Eine bemerkenswerte Entwicklung in diesem Zusam-
menhang ist die Einführung eines Anti-Umgehungsinst-
ruments durch die EU in ihrem 11. Sanktionspaket, das im 
Juni 2023 verabschiedet wurde. Dieses Instrument ermög-
licht es der EU, ihre Ausfuhren von sanktionierten Gütern 
und Technologien in Drittländer zu kontrollieren, die wahr-
scheinlich als Reexport nach Russland gehen werden. Ein 
solches Instrument muss jedoch durch strengere und durch-
setzbare Leitlinien für EU-Unternehmen zur Einhaltung der 
Sanktionen ergänzt werden.

JEL: F13, F14, F17, F51
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1. Frau Chowdhry, Sie haben anhand der Sanktionswelle 

von 2014 gegen Russland untersucht, wie sich multi-

laterale Kooperationen auf die Wirkung von Sanktio-

nen auswirken. Wie groß war der Wohlfahrtsverlust in 

Russland durch die 2014 verhängten Sanktionen und wie 

groß hätte er unter optimalen Bedingungen sein kön-

nen? Unsere Ergebnisse zeigen, dass die 2014 verhängten 

Sanktionen den realen Konsum in Russland um 1,4 Prozent 

reduziert haben. Das ist nur die Hälfte dessen, was eine 

Koalition mit ähnlichen Maßnahmen erreicht hätte, wenn 

sie global aufgestellt gewesen wäre. Und nur ein Sechstel 

dessen, was Russland verloren hätte, wenn die Koalition 

2014 ein vollständiges Handelsembargo verhängt hätte. Die 

unzureichende Ausschöpfung des Sanktionspotenzials ist 

auch darauf zurückzuführen, dass die Maßnahmen von 2014 

einen engeren Anwendungsbereich hatten, beispielsweise 

wurde Russland nicht wie heute vom SWIFT-Zahlungsver-

kehrssystem ausgeschlossen.

2. Die Staaten der EU haben 2014 gemeinsam Sanktionen 

gegen Russland verhängt. Welches Gewicht hatten die 

Sanktionen der EU im Vergleich zur Gesamtwirkung aller 

Sanktionen? Bei der Sanktionswelle von 2014 entfielen 

mehr als drei Viertel der russischen Wohlfahrtsverluste 

auf die koordinierten Sanktionen der EU-Mitgliedstaaten. 

Was die individuell ausgeübte Sanktionskraft betrifft, sticht 

Deutschland hervor, dessen Sanktionen im Jahr 2014 im 

Vergleich zu anderen Koalitionspartnern die größten wirt-

schaftlichen Verluste für Russland verursachten. 

3. Sanktionen belasten auch die Wirtschaft der Staaten, 

die die Sanktionen verhängen. Wie groß sind diese 

Belastungen und welche Staaten waren durch die 

Sanktionen gegen Russland besonders stark belastet? 

Diese inländischen Kosten ergeben sich aus dem Verlust 

von  Exportmöglichkeiten und höheren Kosten für impor-

tierte Vorleistungen, da die Unternehmen nach alternativen 

Käufern und Lieferanten suchen müssen. Bei den Sank-

tionen von 2014 trafen diese Kosten unverhältnismäßig 

stark kleinere Volkswirtschaften in der geografischen 

Nähe Russlands. Insbesondere die baltischen Staaten wie 

Litauen, Estland und Lettland waren mit einem Rückgang 

des  realen Verbrauchs von bis zu einem Prozent besonders 

betroffen. Im Gegensatz dazu verzeichneten größere Volks-

wirtschaften  wie die USA, das Vereinigte Königreich und 

Japan nur geringe Verluste.

4. Wie ließen sich diese Belastungen besser verteilen? 

Lastenteilungsmechanismen können je nach institutionellem 

und politischem Kontext auf unterschiedliche Weise gestal-

tet werden. Eine Idee ist die eines hypothetischen Anpas-

sungsfonds, aus dem die Länder so lange Transfers senden 

und empfangen, bis alle Mitglieder der sanktionierenden 

Koalition die gleichen Kosten in Form eines Anteils am 

realen Verbrauch tragen. Für die Russland-Sanktionen 2014 

hätte sich dieser Fonds auf 4,9 Milliarden Dollar belaufen, 

wobei die USA der größte Beitragszahler und die baltischen 

Staaten die größten Empfänger gewesen wären.

5. Russland kann die aktuellen Sanktionen gegen sich 

teilweise umgehen. Wie könnte man das einschränken? 

Unsere Analyse zeigt, dass eine Beteiligung von Schwellen-

ländern wie China, Vietnam und Brasilien an der Sanktions-

koalition den wirtschaftlichen Druck auf Russland erheblich 

verstärken würde. Auch wenn die formale Zusammenarbeit 

dieser Länder in der Sanktionskoalition politisch schwie-

rig sein mag, könnte die derzeitige Koalition dennoch in 

ein stärkeres strategisches Engagement mit diesen Ländern 

investieren. In diesem Zusammenhang ist die Ernennung 

eines internationalen Sanktionsbeauftragten durch die EU 

ein Schritt in die richtige Richtung, um den Dialog mit Dritt-

ländern über die Umgehung von Sanktionen hochrangig 

zu führen.

Das Gespräch führte Erich Wittenberg.

Sonali Chowdhry ist wissenschaftliche Mitarbeiterin in 

der Abteilung Unternehmen und Märkte im DIW Berlin
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Deutschland steht vor großen wirtschaftlichen Herausforde-

rungen und Transformationen, während sich die Bedingungen 

der Globalisierung verschieben. CDU/CSU fordern von der 

Bundesregierung ein „Sofortprogramm“ mit Hilfen für Unter-

nehmen. Bundesfinanzminister Lindner von der FDP will ein 

„Standort-Konzept“ entwickeln, mit dem Deutschland mit Steu-

ererleichterungen für Unternehmen attraktiver wird. Keine der 

beiden Ideen wird Deutschland zukunftsfähig machen, denn alle 

drei Parteien versuchen, die Probleme mit Geld zuzuschütten, 

anstatt strukturelle und dauerhafte Lösungen zu ermöglichen. 

Die deutsche Wirtschaft hat kein konjunkturelles, sondern ein 

strukturelles Problem. Die Unternehmen müssen die öko-

logische und digitale Transformation sowie die veränderte 

Globalisierung zügig bewältigen, um im globalen Wettbewerb zu 

bestehen. Ein Konjunkturprogramm, das Unternehmen kurzfris-

tig mit mehr Geld beglücken soll, wird lediglich ein konjunkturel-

les Strohfeuer entfachen. 

Die Vorschläge der Parteien zementieren eher den Status 

quo, anstatt die Rahmenbedingungen für alle Unternehmen 

zu verbessern. Transformation erfordert Veränderungen. Inno-

vationen und neue Ideen werden nur dann entstehen können, 

wenn alte Ideen und Strukturen sich wandeln. Es ist gut, wenn 

Unternehmen wie Miele einen Teil ihrer arbeitsintensiven Pro-

duktion in Länder wie Polen verlagern oder Unternehmen ihre 

energieintensive Produktion in die USA verschieben, wo die 

Kosten niedriger sind. Solche Verschiebungen sind notwen-

dig, um Unternehmen als Ganzes zu stärken. Ziel einer klugen 

Wirtschaftspolitik kann nicht der Erhalt von Unternehmen und 

Produktionen per se sein, sondern die Stärkung von Innovati-

onsfähigkeit und der Erhalt guter Arbeitsplätze. Der Versuch, 

existierende Strukturen zu zementieren, wird die De-Industriali-

sierung langfristig beschleunigen. 

Die Vorschläge von Union und FDP setzen die falschen wirt-

schaftspolitischen Prioritäten: Sie versuchen, den vermeintlich 

leichten Weg zu gehen und Unternehmen mit Versprechen von 

Steuersenkungen zu befrieden. Für die meisten Unternehmen 

ist nicht die steuerliche Belastung das Problem – zumal die 

Steuerlast für die meisten geringer ist als noch vor 25 Jahren. 

Die zentralen Probleme für viele Unternehmen sind vielmehr 

eine überbordende Bürokratie und fehlende Planungssicherheit. 

Die Bundesregierung versucht das zu verbessern, allerdings 

müssen Bund, Länder und Kommunen diese Aufgabe gemein-

sam bewältigen. Sie ist schwierig zu lösen, weil es an die Besitz-

stände mächtiger Gruppen in Wirtschaft und Gesellschaft geht. 

Zudem behindert die mangelnde Infrastruktur bei Digitalisie-

rung, Verkehr und Energie private Investitionen. Diese zentrale 

Hürde abzubauen erfordert massive staatliche Investitionen, 

die mit der gegenwärtigen Schuldenbremse nicht vereinbar 

sind. Vor allem FDP und CDU/CSU sind jedoch strikt gegen 

eine Reform und ein weiteres Aussetzen der Schuldenbremse.  

Eine weitere Hürde für Unternehmen ist der Fachkräfte mangel. 

Die fehlenden Arbeitskräfte gefährden die Existenz vieler 

mittelständischer und kleiner Unternehmen. Auch in diesem 

Zusammenhang muss die Politik Farbe bekennen: Ohne einen 

Abbau von Hürden für die Erwerbstätigkeit von Frauen und 

ohne eine stärkere Zuwanderung und bessere Integration derer, 

die bereits hier sind, wird das Arbeits- und Fachkräfte problem 

nicht gelöst werden können. FDP und CDU/CSU bleiben kon-

krete Antworten schuldig.  

Zudem befeuern die Vorschläge die Polarisierung der Gesell-

schaft. Sie suggerieren, dass Einsparungen bei den Sozial-

ausgaben die Bedingung für eine finanzielle Entlastung der 

Unternehmen seien. Die wirtschaftliche Transformation wird 

jedoch nur gelingen, wenn es eine breite soziale Akzeptanz für 

die Veränderungen gibt. Eine starke Wirtschaft und leistungsfä-

hige Sozialsysteme sind in einer sozialen Marktwirtschaft kein 

Widerspruch, sondern sie bedingen einander. Deutschland wird 

erst dann zukunftsfähig werden können, wenn die Verantwort-

lichen in der Politik dies verstanden haben und entsprechend 

handeln. 

Der Beitrag ist am 18. Februar 2024 in der Welt am Sonntag erschienen.

Marcel Fratzscher ist Präsident des DIW Berlin.  

Der Kommentar gibt die Meinung des Autors wieder.

Weder Standort-Konzept 
noch Sofortprogramm werden 
Deutschland zukunftsfähig machen
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